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Bildung und Tätigkeit des Staatlichen Ver­
tragsgerichtes,

b) der Ordnungsstrafen nach § 9 Abs. 3 der Ver­
fahrensordnung,

c) der nach §§ 12, 13 dieser Gebührenordnung 
festgesetzten Auslagen,

d) der in vollstreckbaren Vereinbarungen und 
rechtskräftigen Entscheidungen des Staat­
lichen Vertragsgerichtes festgesetzten Haupt­
forderungen.

(5) In den Fällen des Abs. 4 wird der Zwangsein­
zugsantrag ebenfalls vom Staatlichen Vertrags­
gericht gestellt, wobei die entsprechenden Unter­
lagen einzureichen sind. Der abgebuchte Betrag 
wird bei den Forderungen zu a) und b) auf das 
Konto des Staatlichen Vertragsgerichtes, bei den 
Forderungen zu e) und d) auf das Konto des Gläubi­
gers überwiesen. g 23

(1) Die bei allen Vertragsgerichten und Vertrags­
schiedsstellen gemäß § 9 Abs. 1 der Verordnung 
vom 6. Dezember 1951 über die Bildung und Tätig­
keit des Staatlichen Vertragsgerichtes festgesetzten 
Disziplinarstrafen treibt ausschließlich das Staat­
liche Vertragsgericht bei der Regierung der Deut­
schen Demokratischen Republik im Verwaltungs­
zwangsverfahren bei, falls die Zahlung nicht frist­
gemäß auf die Zahlungsaufforderung hin erfolgt.

(2) Zu diesem Zweck übersenden die Vertrags­
gerichte und Vertragsschiedsstellen Anzeige von der 
Nichtzahlung sowie eine Ausfertigung des Straf­
beschlusses mit V ollstreckbarkeitsbescheinigung dem 
Staatlichen Vertragsgericht bei der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik.

(3) Vollstreckungsbehörde im Verwaltungs­
zwangsverfahren ist die Abteilung Haushalt des 
Staatlichen Vertragsgerichtes bei der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik.

(4) Die Vollstreckungsbehörde hat nach erfolgter 
Beitreibung Nachricht zu den Akten zu erteilen.

§ 24
(1) Die Abteilung Haushalt des Staatlichen Ver­

tragsgerichtes bei der Regierung der Deutschen De­
mokratischen Republik hat den Kostenansatz und 
die Kosten- und Strafeinziehung bei allen Vertrags­
gerichten und Vertragsschiedsstellen laufend zu 
überprüfen und, soweit erforderlich, die Berich­
tigung der aufgestellten Kostenrechnungen anzu­
ordnen.

(2) Im Interesse der Einheitlichkeit des Kosten­
ansatzes sind solche Anordnungen der Abteilung 
Haushalt für die Geschäftsstellen bindend, unbe­
schadet des dem Kostenschuldner zustehenden 
Rechtes auf Erinnerung.

§ 25
(1) Wird die Zwangsabbuchung gemäß § 22 Abs. 2 

wegen nicht rechtzeitiger Zahlung der Kostenschuld 
notwendig, so erhebt die Geschäftsstelle einen Zu­
schlag von 5% des geschuldeten Betrages und zieht 
ihn zugleich mit der Kostenschuld ein.

(2) Der Kostenschuldner ist in der Zahlungsauf­
forderung auf die Bestimmung des ersten Absatzes 
dieses Paragraphen hinzuweisen.

§ 26
Eine Nachforderung von Verfahrenskosten wegen 

irrigen Ansatzes ist nur zulässig, wenn der berich­
tigte Ansatz vor Ablauf des nächsten Kalender­
jahres nach endgültiger Erledigung des Verfahrens 
dem Zahlungspflichtigen eröffnet worden ist. An­

sprüche Beteiligter auf Rückerstattung zuviel er­
hobener Gebühren und Auslagen verfallen eben­
falls, wenn sie nicht bis zum Ablauf des nächsten 
Kalenderjahres nach dem Empfang der Rechnung 
geltend gemacht werden.

Allgemeine Bestimmungen
§ 27

Die Schiedskommissionen und deren Vorsitzende 
sind ermächtigt, Gebühren und Auslagen in folgen­
den Fällen ganz oder teilweise niederzuschlagen:

a) wenn diese Kosten bei richtiger Behandlung 
der Sache nicht entstanden wären,

b) wenn sie durch eine von Amts wegen veran- 
laßte Terminsverlegung oder Vertagung oder 
durch eine für begründet befundene Be­
schwerde entstanden sind,

c) bei Zurücknahme eines Antrages, wenn der 
Antrag auf nicht anzurechnender Unkenntnis 
der Verhältnisse beruht,

d) wenn die Niederschlagung nachweisbar aus 
allgemeinwirtschaftlichen Verhältnissen drin­
gend geboten erscheint,

e) nach freiem Ermessen des Staatlichen Ver­
tragsgerichtes, wenn sonstige wichtige Gründe 
vorliegen, die jedoch den Grundsätzen der 
Wirtschaftspolitik der Deutschen Demokra­
tischen Republik nicht widersprechen dürfen.

§ 28
In allen Schiedsstreitigkeiten, die vor Erlaß 

dieser Gebührenordnung entschieden oder erledigt 
sind, werden die Gebühren und Auslagen nach 
Maßgabe vorliegender Gebührenordnung erhoben 
und festgesetzt. Entsprechend wird bei festgesetz­
ten, aber noch nicht gezahlten Geld-, Ordnungs­
und Disziplinarstrafen verfahren.

§ 29
Diese Gebühren- und Vollzugsordnung tritt mit 

ihrer Verkündung in Kraft.
Berlin, den 27. November 1952 

Die Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik 

Der Ministerpräsident Staatliches Vertragsgericht
G r o t e w o h l  Der Vorsitzende

M a s i u s

Anordnung 
für den bahnärztlichen Dienst.

Vom 25. November 1952
Zur Regelung des bahnärztlichen Dienstes wird 

folgendes angeordnet: g ̂
Der bahnärztliche Dienst der Deutschen Reichs­

bahn umfaßt:
a) die ärztliche Untersuchung und Überwachung 

der bei der Deutschen Reichsbahn Beschäftig­
ten auf ihre Tauglichkeit für den Dienst in 
der Deutschen Reichsbahn, insbesondere hin­
sichtlich der Betriebssicherheit;

b) die Überwachung und Verbesserung der 
hygienischen Verhältnisse in sämtlichen Ver­
kehrsanlagen und Verkehrsmitteln der Deut­
schen Reichsbahn;

c) das Reichsbahnrettungswesen.
§ 2

(1) Für die Durchführung der Aufgaben des bahn­
ärztlichen Dienstes werden von der Deutschen 
Reichsbahn bestellt:

a) ein Chefarzt der Deutschen Reichsbahn,
b) ein Chefaugenarzt,


